
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Dr. Nopper, 
 
mit Verärgerung hat der BUND Stuttgart die Gemeinderatsdrucksache zur Hauptradroute 3 
Königsträßle zur Kenntnis genommen, die am Dienstag, 19.5.2026 im Ausschuss für Stadtentwicklung 
und Technik (STA) behandelt werden soll. 
 
Diese Beschlussvorlage stellt den Höhepunkt eines schleppenden Prozess rund um die geplante 
Fahrradstraße Königsträßle zwischen Schönberg und Degerloch dar, den wir seit nun mehr fast zwei 
Jahren verfolgen. Mehrmals wurden die verwaltungsintern abgestimmten Beschlussvorlagen von der 
STA-Tagesordnung genommen. Dies galt auch für die Befassung am 20.1.2026, zu der eine 
verwaltungsintern abgestimmte Gemeinderatsdrucksache vorlag (siehe Anlage „GRDrs Vorplanung 
Königsträßle 20260120-abgesetzt“). 
 
In dieser Beschlussvorlage wurde die „Variante 6 – Fahrradstraße mit Freigabe Kfz-Verkehr“ als 
Kompromiss zwischen den Anforderungen des Kfz-Verkehrs, des Radverkehrs und der Anlieger zur 
Beschlussfassung empfohlen. Die folgenden Auszüge stammen aus der abgesetzten 
Gemeinderatsdrucksache (siehe Anlage „GRDrs Vorplanung Königsträßle 20260120-abgesetzt“).  
 

 
Eine der untersuchten Varianten war die „Variante 7 – Fahrradstraße innerorts mit Freigabe Kfz-
Verkehr und außerorts Tempo 40“. In der Beschlussvorlage wird darauf hingewiesen, dass die 
bisherige Tempo-40-Regelung dem schlechten Fahrbahnzustand geschuldet war und nach Abschluss 
der Sanierungsmaßnahmen auf dem Außerortsteil des Königsträßle wieder Tempo 60 angeordnet 
werden müsste. Daraus leitet sich ab, dass die Variante 7 aus verkehrsrechtlichen Gründen nicht 
umsetzbar ist (siehe Anlage „GRDrs Vorplanung Königsträßle 20260120-abgesetzt“). 
 

 



 
 
Wenn die Variante 7 rechtlich nicht umsetzbar ist und sie dennoch vom Gemeinderat beschlossen 
würde, käme es im Außerortsbereich zu einer Tempo-60-Regelung, da die Straßenverkehrsbehörde 
keine offensichtlich dem Verkehrsrecht widersprechenden Verkehrsregelungen anordnen darf. 
 
Diese Geschwindigkeit ist für eine Radführung im Mischverkehr entlang einer Hauptradroute auf 
einer rund 5m breiten Straße zu hoch. Diese Verkehrsregelung würde nicht nur die Ziele der Stadt 
beim Radverkehr und das Hauptradroutenkonzept konterkarieren, sondern widerspräche auch den 
vertraglich vereinbarten Zielen des Klimamobilitätsplans. 
 
Ungeachtet dieser Sachverhalte empfiehlt die aktuelle Gemeinderatsdrucksache dem STA am 
kommenden Dienstag, die Variante 7 zu beschließen (siehe Anlage „GRDrs Vorplanung Königsträßle 
20260519“). Es ist auffallend aber auch konsequent, dass statt dem Referat SOS mit der 
Straßenverkehrsbehörde der Oberbürgermeister die Vorlage mitgezeichnet hat. Damit wird 
nochmals die fehlende Rechtsgrundlage für die Tempo-40-Regelung außerorts dokumentiert. Anstatt 
den Gemeinderäten einen verkehrsrechtlich machbaren Beschlussvorschlag zu unterbreiten, ist die 
wesentliche Begründung für die Außerortsregelung die positive Wahrnehmung der Bürger aus 
Birkach und Degerloch sowie die der meisten Verkehrsteilnehmer (folgender Auszug aus Anlage 
„GRDrs Vorplanung Königsträßle 20260519“). 
 

 
 
Unter Würdigung der im Folgenden aufgeführten Sachverhalte empfiehlt der BUND Stuttgart zu 
prüfen, ob Sie als Oberbürgermeister der Stadt Stuttgart, dem Gemeinderat die Variante 7 aus der 
Gemeinderatsdrucksache 0601/2025 BV-BV01 wirklich zur Beschlussfassung empfehlen möchten: 
 

• Der von Ihnen vorgeschlagenen Variante 7 fehlt für den Außerortsbereich die 
Rechtsgrundlage. Es ist in der Stadtgeschichte noch nicht oft vorgekommen, dass eine 
Gemeinderatsdrucksache ohne fachliches und rechtliches Einvernehmen der 
Straßenverkehrsbehörde dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorgelegt wurde. 

• Sie können den Erwartungen der Bürger an eine Tempo-40-Regelung nicht gerecht werden, 
weil ein Beschluss der Variante 7 unmittelbar eine Tempo-60-Regelung zur Folge hätte. Nur 
diese Geschwindigkeit kann die Straßenverkehrsbehörde rechtssicher anordnen. 

• Als Oberbürgermeister sind Sie für die Stadt Stuttgart eine vertragliche Verpflichtung mit 
dem Land eingegangen, die vereinbarten verkehrlichen Klimaschutzmaßnahmen im Rahmen 
des Klimamobilitätsplan umzusetzen. Es geht hier um 100 Mio. € zusätzliche Zuschüsse für 
klimaverträgliche Verkehrsprojekte, die auch an die Umsetzung von Hauptradrouten 
geknüpft sind. Wie aus den beiden Gemeinderatsdrucksache ersichtlich wird, würden bei 



Variante 7 Kosten in Höhe von 270.000 € (Baukosten 370.000 € abzüglich Zuschüsse von 
100.000 €) und bei Variante 6 Kosten in Höhe von 200.000 € (Baukosten 600.000 € abzüglich 
Zuschüsse 400.000 €) auf die Stadt zukommen. Neben einer Gefährdung der 
Landeszuschüsse ist die von Ihnen präferierte Variante auch noch 70.000 € teurer. 
 

Auf Grund dieser Sachverhalte hielten wir es für ratsam, dass Sie dem Gemeinderat die ursprüngliche 
Beschlussvorlage vom 20.1.2026 vorlegen und die Beschlussvorlage für kommenden Dienstag 
zurückziehen. 
 
Zum Abschluss möchten wir auch auf die Folgen hinweisen, wenn der Gemeinderat die Variante 7 
beschließen sollte. Der BUND Stuttgart würde dann eine Beschwerde beim Regierungspräsidium 
Stuttgart prüfen lassen, da Varianten, die dem Gemeinderat zur Abstimmung vorgelegt werden, 
rechtlich zulässig sein müssen und nicht offensichtlich unzulässig sein dürfen. 
 
Wegen der grundsätzlichen Bedeutung dieses Vorgangs werden wir dieses Schreiben der 
Öffentlichkeit bekannt machen und den Gemeinderatsfraktionen zusenden, die bisher die 
Fahrradstraße inner- und außerorts unterstützt haben.   
 
Mit freundlichen Grüßen 
Clarissa Seitz 
Kreisvorsitzende 
 
Thomas Baur 
Verkehrspolitischer Sprecher 
 
 


